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Preußiſche Geſetzzammlung 


1925 | Ausgegeben zu Berlin, den 7. Auguft 1925 | Nr. 22 
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Inhalt: Anderung des in der Provinz Hannover, in den Hohenzollernſchen Landen, in dem ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen und 
auf der Inſel Helgoland geltenden Jagdrechts, S. 100. — Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Ausführung von Land. 
gewinnungsarbeiten in der Bucht zwiſchen Kaiſer⸗Wilhelmkoog und Friedrichskoog im Kreiſe Süderdithmarſchen, Regierungsbezirk 
Schleswig, S. 101. — Geſetz über die Bereitſtellung von Staaksmitteln für Landgewinnungsarbeiten in der Tümlauer Bucht im Kreiſe 
Eiderſtedt, Regierungsbezirk Schleswig, S. 102. — Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen, S. 103. — Be⸗ 
kanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., 
S. 104. 


(Nr. 12992.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur weiteren Förderung des Baues von Klein⸗ 
bahnen. Vom 29. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Re 


() Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur weiteren Förderung des Baues von Klein‘ 
bahnen 2000 000 Reichsmark zu verwenden. 


(2) Über die Verwendung dieſes Fonds wird dem Landtage alljährlich Rechenſchaft abgelegt 
werden. 
§ 2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 


(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver— 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


83. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Juli 1925. 


(Segel) - Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff, 


zugleich für den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. Auguſt 1925.) 
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N 9 (Nr. 12993.) Geſetz zur Anderung des in der Provinz Hannover, in den Hohenzollernſchen Landen, in 
4° | dem ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen und auf der Inſel Helgoland geltenden Jagdrechts. 
Kt Vom 31. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


N 


Die Hannoverſche gd rd vom 11. März 1859 (Hannov. Geſetzdamml. 1 S. 159) in 
der Faſſung der Verordnung vom 6. November 1915 (Geſetzſamml. S. 153) wird wie folgt geändert: 


Es werden erſetzt: 

1. im § 22 Ziffer 3 die Worte „3 bis 30 Mark“ durch die Worte „3 bis 30 Reichs— 
mark“; 

2. im § 32 Abſ. 1 die Worte „1 Taler“ durch die Worte „3 Reichsmark“; 

3. im § 33 Abſ. 1 die Worte „10 Talern“ durch die Worte „30 Reichsmark“; 
und im Abſ. 2 die Worte „1 Taler“ jedesmal durch die Worte „3 Reichsmark“; 

4. im § 34 die Worte „1 Mark 50 Pfennige“ durch die Worte „1 Reichsmark 50 Reichs— 
pfennige“; 

5. im § 35 Abſ. 2 die Worte „50 Pfennige“! durch die Worte „50 Reichspfennige“. 


Artikel II. 
Das Jagdſcheingeſetz vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 304) in der Faſſung des Artikels 2 
des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 308), des Geſetzes vom 15. April 1923 
(Geſetzſamml. S. 91), der Verordnung vom 12. November 1923 (Geſetzſamml. S. 532) und des 
Artikels II des Geſetzes vom 15. Juli 1924 (Geſetzſamml. S. 577) wird wie folgt geändert: 


5 werden erſetzt: 
1. im § 11 die Worte „20 Mark“ durch die Worte „20 Reichsmark“ 
2. im $ 12 die Worte „15 bis 100 Mark“ durch die Worte „15 bis 150 Reichsmark /. 


Artikel III. 
Das Wildſchongeſetz vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 159) wird wie folgt geändert: 
1. Es werden erſetzt: 

a) im § 13 Abſ. 1 die Worte „150 Work“ jedesmal durch die Worte „150 Reichs— 
mark“, die Worte „100 Mark“ je durch die Worte „100 Reichsmark“, die 
Worte „60 Mark“ durch die Worte „60 Reichsmark“, die Worte „530 Mark!“ 
durch die Worte „30 Reichsmark“, die Worte „10 Mark“ durch die Worte 
„10 Reichsmark“, die Worte „5 Mark“ durch die Worte „5 Reichsmark“, die 
Worte „2 Mark“ durch die Worte „2 Reichsmark“, im Abſ. 2 die Worte 
„1 Mark“, „5 Mark“ und „1 Mark“ durch die Worte „15 Reichsmark“, 
15 Reichsmark“ und „1 Reichsmark! 
in §§ 15 und 16 Abſ. 1 die Worte „150 Mark“ jedesmal durch die Worte 
„150 Reichsmark“ 

e) im § 16 Abſ. 2 die Worte „30 Mark“ durch die Worte „30 Reichsmark'!. 


Der $ 17 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 


Auf die Zahlung und Beitreibung einer nach Maßgabe der vorſtehenden 
Beſtimmungen verhängten Geldſtrafe finden die SS 28, 28a, 28b des Reichsſtraf— 
geſetzbuchs in der Faſſung der Verordnung über Vermögensſtrafen und Bußen vom 
6. Februar 1924 (Reichs⸗Geſetzbl. 1 S. 44) Anwendung; an die Stelle einer 
uneinbringlichen Geldſtrafe tritt Haftſtrafe nach Maßgabe des § 29 des Reichs- 
ſtrafgeſetzbuchs in der Faſſung der gleichen Verordnung. a 


3. Im § 18 Abſ. 2 werden erſetzt: 
a) das Wort „zwölfte“! jedesmal durch das Wort „vierzehnte“ und 


b 


— 
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p) die Worte „und wegen Mangels der zur Erkenntnis der Strafbarkeit feiner Tat 
erforderlichen Einſicht freizuſprechen iſt“ durch die Worte „und deshalb nicht ſtraf— 
bar iſt, weil er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen und ſittlichen Entwicklung 
unfähig war, das Ungeſetzliche der Tat einzufehen oder ſeinen Willen dieſer Ein- 
ſicht gemäß zu beſtimmen “. 


Artikel IV. 
Die Jagdordnung für die Hohenzollernſchen Lande vom 10. März 1902 (Geſetzſamml. S. 33) 
wird wie folgt geändert: 
Es werden erſetzt: 

1. im 823 Abſ. 1 die Worte „5 bis 15 Mark“ durch die Worte „5 bis 15 Reichs— 
mark“ und im Abſ. 2 die Worte „30 bis 60 Mark“ durch die Worte „30 bis 60 
Reichsmark“; 

2. im § 24 Abſ. 1 die Worte „90 Mark“ durch die Worte „90 Reichsmark“, die 
Worte „60 Mark“ durch die Worte „60 Reichsmark“, die Worte „30 Mark“ durch 
die Worte „30 Reichsmark“, die Worte „10 Mark“ durch die Worte „10 Reichs⸗ 
mark“, die Worte „5 Mark“ durch die Worte „5 Reichsmark“ und im Abſ. 2 die 
Worte „1 Mark“ durch die Worte „1 Reichsmark.; 

3. im $ 25 die Worte „5 bis 150 Mark! durch die Worte „5 bis 150 Reichsmark“, 
im § 26 die Worte „150 Mark“ durch die Worte „150 Reichsmark“. 


Artikel V. 

Im § 32 des Kurheſſiſchen Geſetzes, das Jagdrecht und deſſen Ausübung betreffend, vom 7. 
September 1865 (Kurheſſ. Geſetzſamml. S. 571) werden die Worte „50 Talern“ durch die Worte 
„150 Reichsmark“ und die Worte „dreimonatlicher Gefängnisſtrafe“ durch die Worte „einer 
Haftſtrafe von ſechs Wochen“ erſetzt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 31. Juli 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Steiger. 


(Nr. 12994.) Geſetz über die Vereitſtellung von Staatsmitteln zur Ausführung von Landgewinnungs⸗ 
arbeiten in der Bucht zwiſchen Kaiſer⸗Wilhelmkoog und Friedrichskoog im Kreiſe Süder⸗ 
dithmarſchen, Regierungsbezirk Schleswig. Vom 31. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


D SE - 
Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 900 000 Reichsmark für die Fortfegung von 
Landgewinnungsarbeiten in der Bucht zwiſchen Kaiſer⸗Wilhelmkoog und Friedrichskoog im Kreiſe 
Süderdithmarſchen, Regierungsbezirk Schleswig, zur Verfügung geſtellt. 


9 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 


(2) Die Schuld ift in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld- 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf 
bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der 
Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


83. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Juli 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 12995.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewinnungsarbeiten in der Tüm⸗ 
lauer Bucht im Kreiſe Eiderſtedt, Regierungsbezirk Schleswig. Vom 31. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


91. 
Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 1400 000 Reichsmark für Landgewinnungsarbeiten 
in der Tümlauer Bucht im Kreiſe Eiderſtedt, Regierungsbezirk Schleswig, zur Verfügung geſtelkk⸗ 


9 2. 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 


(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver— 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


9 3. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Juli 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höp ker Aſchoff. 
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(Nr. 12996.) Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen. Vom 28. Juli 1925. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 2 der Verordnung über die Einrichtung und das Verfahren der Aufwertungsſtellen 
vom 21. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 154) wird folgendes verordnet: 


81. 8 
Für das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle werden Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der 
folgenden Vorſchriften berechnet. 


8 2. 
Für die Gebührenberechnung iſt der Wert des Streitgegenſtandes maßgebend. Dieſer Wert iſt von der 
Aufwertungsſtelle, im Beſchwerdeverfahren von dem Beſchwerdegericht, unter Berückſichtigung der geſtellten 
Anträge nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 


§ 3. 

Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt derjenige, dem durch eine Entſcheidung der Aufwertungsſtelle 
oder des Beſchwerdegerichts die Koſten des Verfahrens auferlegt worden find ($ 76 Abſ. 1 des Aufwertungs⸗ 
geſetzes vom 16. Juli 1925 — Reichsgeſetzbl. I S. 117). In Ermangelung einer ſolchen Entſcheidung kommen 
die Vorſchriften der 88 1, 2, 4 und 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) entſprechend zur Anwendung. N 


8 4. 

Soweit nicht in dieſer Verordnung beſondere Beſtimmungen über die Fälligkeit getroffen ſind, werden 
die Gebühren bei Beendigung des Verfahrens, die Auslagen bei ihrer Entſtehung fällig. Im übrigen richtet 
ſich die Berechnung und Einziehung der Koſten ſowie das Erinnerungs⸗ und Beſchwerdeverfahren über den 
Koſtenanſatz nach den Vorſchriften, welche für die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze zu erhebenden 
Gerichtskoſten maßgebend find. Der $ 8 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) iſt entſprechend anwendbar. 5 


85 A 
8 0. 

Volle Gebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt die im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) beſtimmte Gebühr). Der Mindeſtbetrag einer 
Gebühr iſt zwei Reichsmark. 

86. 

Für die Entgegennahme des Antrags auf Einleitung des Verfahrens gemäß SS 69, 70 des Aufwertungs- 
geſetzes werden von dem Antragſteller zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr iſt bei Eingang 
des Antrags fällig; fie wird auf die für das Verfahren zu erhebende Gebühr ($ 7 Abf. 1) angerechnet. 

§ 7. 

(1) Für das Verfahren vor der Aufwertungsftelle einſchließlich der Anordnung und Vornahme von 
Beweisverhandlungen und der Beurkundung eines Vergleichs werden fünf Sehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Wird eine das Verfahren abſchließende Entſcheidung der Aufwertungsſtelle getroffen, ſo werden. 
weitere fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(3) Bei Einleitung des Verfahrens kann ein Vorſchuß in Höhe von drei Zehnteilen der vollen Gebühr 
erhoben werden. 


9. 


(1) Für die Entſcheidung einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens in der Beſchwerdeinſtanz G74 


des Aufwertungsgeſetzes) werden fünf Sehnteile der vollen Gebühr erhoben. 


(2) Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine Entſcheidung ergangen iſt, fo werden zwei Zehn⸗ 


teile der vollen Gebühr erhoben. 


$9. 
(1) Wird vom Beſchwerdegericht eine Sache zur anderweiten Verhandlung an die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen, fo gilt die Fortſetzung des Verfahrens in dieſer Inſtanz hinſichtlich der Gebührenerhebung nicht 
als ein neues Verfahren. 8 
. (2) Werden gemäß $ 3 der Verordnung über die Einrichtung und das Verfahren der Aufwertungsitellen. 
vom 21. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 154) mehrere gegen denſelben Schuldner anhängige Aufwertungs- 
verfahren zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung verbunden, ſo ſind die Gebühren 
während der Dauer der Verbindung von dem Geſamtwerte zu berechnen. 


*) Vergleiche die Verordnung vom 18. Dezember 1923 (Geſetzſgamml. ©. 556). 
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0 
(1) Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften der §§ 109 bis 112 und 114 des Preußi⸗ 
ſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſaamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107). Zur Deckung 
der baren Auslagen kann von dem Antragſteller ein angemeſſener Vorſchuß erhoben werden. 
(2) Eine Erhebung von Stempeln findet nicht ſtatt. Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht 
wird, ſind nur inſoweit einem Stempel unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. Für die 
Behandlung dieſer Stempel gilt der § 29 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſinngemäß. 


811. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. Juli 1925 in Kraft. 
Berlin, den 28. Juli 1925. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: i 

J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Februar 1925 über die Genehmigung zur 

Verlegung des Geſchäftsjahrs der Nordhauſen⸗Wernigeroder Eiſenbahngeſellſchaft durch das Amtsblatt 
der Regierung in Magdeburg Nr. 30 S. 169, ausgegeben am 25. Juli 1925; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Februar 1925 über die Genehmigung zur 
Herabſetzung des Aktienkapitals der Nordhauſen⸗Wernigeroder Eiſenbahngeſellſchaft durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Magdeburg Nr. 30 S. 169, ausgegeben am 25. Juli 1925; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. April 1925 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitäts⸗Verſorgungsgeſellſchaft m. b. H. in Grüne 
bei Letmathe für den Bau von Hoch- und Niederſpannungsleitungen durch das Amtsblatt der Ne- 
gierung in Osnabrück Nr. 18 S. 51, ausgegeben am 1. Mai 1925; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 11. April 1925 über die Verleihung des Ent 
eignungsrechts an die Niederſächſiſchen Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Osnabrück, für den Bau 
einer 100 000 Volt⸗Leitung vom Kraftwerk in Ibbenbüren nach einer bei Nordhorn zu errichtenden 
Station durch die Amtsblätter 

der Regierung in Münſter Nr. 23 S. 131, ausgegeben am 6. Juni 1925, und 
der Regierung in Osnabrück Nr. 18 S. 51, ausgegeben am 1. Mai 1925; 

„die Erlaſſe des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. April und 8. Juni 1925 über die Ver- 
leihung des Enteignungsrechts an das Heſeper Torfwerk, G. m. b. H. in Meppen, für den Bau einer 

60 000 Volt⸗Leitung vom Kraftwerk Groß⸗Heſepe nach Nordhorn und einer 20 000 Volt-Leitung vom 
Kraftwerk Groß⸗Heſepe nach dem Moorbeſitze der Geſellſchaft bei Groß-Heſepe durch das Amtsblatt 
der Regierung in Osnabrück Nr. 30 S. 97, ausgegeben am 25. Juli 1925; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. April 1925 über die Genehmigung der 
Zentrallandſchaftsbank für die Preußiſchen Staaten und der Satzung für dieſe Bank durch die 
Sonderbeilage zum 31. Stück des Amtsblatts der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin, 
ausgegeben am 1. Auguſt 1925; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Mai 1925 über die Verleihung des Ent. 
eignungsrechts an die Vereinigten Elektrizitätswerke Weſtfalen, G. m. b. H. in Bochum, für den 
Bau von Hoch- und Niederſpannungsleitungen im Kreiſe Lingen durch das Amtsblatt der Regierung 
in Osnabrück Nr. 22 S. 64, ausgegeben am 30. Mai 1925; 

8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Juni 1925 über die Genehmigung eines 

Nachtrags zu den ſtatutariſchen Beſtimmungen des Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts durch 

155 1 1925 der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 28 S. 283, ausgegeben am 

11. Juli 1925; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Juni 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 

eignungsrechts an die Niederrheiniſchen Licht. und Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Rheydt, für den 

Bau von Hochſpannungsleitungen zur Verſorgung des Gemeindebezirks Wickrath mit elektriſcher 

en 1905 das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 28 S. 221, ausgegeben am 
Juli j 

10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juli 1925 über die Verleihung des Ent - 

eignungsrechts an das Weſtfäliſche Verbandselektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Dortmund, für die 
Errichtung einer Transformatoren und Schaltſtation durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg 
Nr. 30 S. 153, ausgegeben am 25. Juli 1925. ö 
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